Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2652 


Sachgebiet 40 


Vorblatt 


Ergänzung des Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 
24. Oktober 1956 über das auf Unterhalts Verpflichtun- 
gen gegenüber Kindern anzuwendende Recht 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Haager Übereinkommen vom 24. Oktober 1956 über das 
auf Unterhaltsverpflichtungen gegenüber Kindern anzuwen- 
dende Recht bestimmt in Artikel 1, daß sich Unterhaltsan- 
sprüche eines Kindes nach dem Recht des Vertragsstaates, in 
dem es seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, regeln. Artikel 2 
des Übereinkommens gibt jedoch den Vertragsstaaten die Be- 
fugnis, abweichend von Artikel 1 sein eigenes Recht für an- 
wendbar zu erklären, wenn der Unterhaltsanspruch vor seinen 
Behörden geltend gemacht wird, außerdem das Kind und der 
Unterhaltspflichtige seine Staatsangehörigen sind und der 
Unterhaltspflichtige zudem zu seinem Gebiet den gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat. 


B. Lösung 

Von der in Artikel 2 des Übereinkommens eingeräumten Mög- 
lichkeit, das Recht des Vertragsstaates, dem der Unterhalts- 
berechtigte und der Unterhaltspflichtige angehören, für an- 
wendbar zu erklären, soll nun für die Bundesrepublik Deutsch- 
land Gebrauch gemacht werden. 


C, Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. Oktober 1971 

1/4 (1/3) — 45000 — üb 14/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Gesetzes zu dem Überein- 
kommen vom 24. Oktober 1956 über das auf 
Unterhaltsverpfliditungen gegenüber Kin- 
dern anzuwendende Recht 


mit Begründung. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 371. Sitzung am 1. Oktober 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 
24. Oktober 1956 über das auf Unterhaltsverpflichtungen 
gegenüber Kindern anzuwendende Recht 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zu dem Übereinkommen vom 24. Ok- 
tober 1956 über das auf Unterhaltsverpflichtungen 
gegenüber Kindern anzuwendende Recht vom 
18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. II S. 1012) wird wie 
folgt ergänzt: 

Hinter Artikel 1 des Gesetzes wird folgender Ar- 
tikel 1 a eingefügt: 


,, Artikel la 

Auf Unterhaltsansprüche deutscher Kinder 
findet deutsches Recht Anwendung, wenn die 
Voraussetzungen des Artikels 2 des Überein- 
kommens vorliegen.'' 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Nach Artikel 1 des Haager Übereinkommens vom 
24. Oktober 1956 über das auf Unterhaltsverpflich- 
timgen gegenüber Kindern anzuwendende Recht 
(Bundesgesetzbl. 1961 11 S. 1012), das am 1. Januar 
1962 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft 
getreten ist (Bundesgesetzbl. 1962 II S. 16), bestim- 
men sich die Unterhaltsansprüche eines Kindes nach 
dem Recht des Vertragsstaates, in dem es seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. Auf die Staatsange- 
hörigkeit des Kindes oder des Unterhaltspflichtigen 
kommt es dabei nicht an. Durch Artikel 2 des Über- 
einkommens ist jedoch jedem Vertragsstaat das 
Recht eingeräumt, abweichend von Artikel 1 sein 
eigenes Recht für anwendbar zu erklären, wenn der 
Unterhaltsanspruch vor einer Behörde in seinem Ho- 
heitsbereich geltend gemacht wird, wenn außerdem 
das Kind und der Unterhaltspflichtige Staatsange- 
hörige des betreffenden Vertragsstaates sind und 
wenn der Unterhaltspflichtige überdies in diesem 
Staat seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat bei der Ratifi- 
zierung des Übereinkommens von der in Artikel 2 
vorgesehenen Möglichkeit keinen Gebrauch ge- 
macht, da im damaligen Zeitpunkt kein Bedürfnis 
für eine solche Regelung erkennbar war. Maß- 
gebend war auch, daß seinerzeit noch keiner der 
Unterzeichnerstaaten von der in Artikel 2 des Über- 
einkommens vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch 
gemacht hatte (vgl. Drucksache 2585 der 3. Wahl- 
periode S. 9 linke Spalte). 

Inzwischen haben mehrere Vertragsstaaten den Fall 
des Artikels 2 des Übereinkommens ihrem eigenen 
Recht unterstellt. 

Außer der Bundesrepublik Deutschland sind gegen- 
wärtig Vertragsstaaten: Belgien, Frankreich, Italien, 
Luxemburg, die Niederlande, Österreich, Portugal 
und die Schweiz. Vier dieser Staaten, nämlich Bel- 
gien, Italien, Österreich und die Schweiz, haben von 
der Möglichkeit des Artikels 2 des Übereinkom- 
mens Gebrauch gemacht. 

Auch für die Bundesrepublik Deutschland empfiehlt 
es sich, entsprechend Artikel 2 des Übereinkom- 
mens zu verfahren. Der dort geregelte Tatbestand 
hat „wesentlich innerstaatlichen Charakter" (vgl. 
Drucksache 2585 der 3. Wahlperiode S. 9 linke 
Spalte). Das innerstaatliche Recht ist darum die für 
ihn passendste Regelung. 

Die in der Bundesrepublik Deutschland zwischen- 
zeitlich eingetretene Änderung der rechtlichen Stel- 


lung der nichtehelichen Kinder gibt in besonderem 
Maße Anlaß, den Fall des Artikels 2 des Überein- 
kommens deutschem Recht zu unterstellen. Unter- 
haltsansprüche eines nichtehelichen Kindes gegen 
seinen Vater setzen nunmehr voraus, daß die Vater- 
schaft anerkannt oder mit Wirkung für und gegen 
alle fcstgestellt ist (§ 1600 a BGB). Nach Artikel 1 
des Übereinkommens ist dagegen die Vaterschaft 
als Vorfrage des Bestehens einer Unterhaltsver- 
pflichtung nach dem Aufenthaltsrecht des Kindes zu 
beurteilen. Läßt dieses die Geltendmachung von Un- 
tcrhaltsansprüchen ohne vorherige Feststellung der 
Vaterschaft zu, so müßte das angerufene deutsche 
Gericht unter Umständen einen Deutschen entgegen 
§ 1600 a BGB zur Unterhaltsleistung an ein deutsches 
nichteheliches Kind verurteilen, ohne daß die Va- 
terschaft mit Wirkung für und gegen alle feststeht. 
Diese unterschiedliche Beurteilung ließe sich allein 
damit, daß das Kind seinen gewöhnlichen Aufent- 
halt in einem anderen Vertragsstaat hat, nicht recht- 
fertigen. 

Im einzelnen ist zu den Bestimmungen des Entwurfs 
zu bemerken: 

Zu Artikel 1 

Nach Artikel 1 soll in das Zustimmungsgesetz zu 
dem Übereinkommen ein Artikel 1 a eingefügt wer- 
den, der den Tatbestand des Artikels 2 des Über- 
einkommens deutschem Recht unterstellt. Für den 
Fall, daß die Voraussetzungen des Artikels 2 des 
Übereinkommens vorliegen, wird daher das deut- 
sche Recht für anwendbar erklärt. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 enthält die bei Zustimmungsgesetzen zu 
internationalen Übereinkommen übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 trifft Bestimmung über das Inkrafttreten 
des Gesetzes. 

Kosten der Ausführung des Gesetzes 

Die Ausführung des Gesetzes hat auf die öffent- 
lichen Haushalte in der Bundesrepublik Deutsch- 
land keine Auswirkungen. 
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